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„Die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates und die Vision eines 
Russlands nach Putin“, 

Dr. Ulrich Hammerschmidt – Hintergründe zum ÖKG-Panel am 08.04.2026

Russland – was bisher geschah und was passieren könnte 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion proklamierte so mancher das Ende der Geschichte. Eine 
Bedrohung für den freien Westen schien weggefallen zu sein, der ewige Friede in greifbarer Nähe. 

Aber wie der dänische Physiker Niels Bohr einmal sagte: „Prognosen sind immer schwierig, 
besonders, wenn sie die Zukunft betreffen.“  Und so müssen wir heute zur Kenntnis nehmen, dass 
Russland einen anderen Weg eingeschlagen hat, als viele erhofft und geglaubt hatten. 

90-er Jahre – EU-Hilfe - Zentrifugalkräfte

Zu Beginn der 90er Jahre herrschte Chaos in Russland. Die ungeregelte Entstaatlichung bot 
zahlreichen Akteuren die Chance, schnell reich zu werden: die Oligarchen waren geboren. Die breite 
Masse hingegen profitierte von der Einführung der Marktwirtschaft in einem wesentlich geringeren 
Ausmaß. Die Not der Bevölkerung war so groß, dass die EU finanzielle Hilfe gewähren musste. Die 
EU, USA und Japan lieferten zusätzlich im Rahmen der Operation „Provide Hope“ 7000 Tonnen an 
humanitären Hilfsgütern an Russland und halfen so der Bevölkerung zu überleben. 

Die politischen und ökonomischen Verwerfungen förderten die Zentrifugalkräfte innerhalb des 
multiethnischen Staates. Tschetschenien wollte vom Selbstbestimmungsrecht der Völker Gebrauch 
machen, wurde aber als Ergebnis der beiden Tschetschenienkrieg (1994-1996 und 1999-2009) 
unterworfen. Ähnliche Unabhängigkeitsbestrebungen bestanden auch in Jakutien und Nordossetien, 
eskalierten aber nicht im gleichen Ausmaß wie in Tschetschenien. 

Budapester Memorandum (1994) 

In diese Zeit fiel auch das Budapester Memorandum (1994), in dem sich die Ukraine, Kasachstan und 
Belarus verpflichteten, ihre aus der Zeit der Sowjetunion verbliebenen Atomwaffen abzugeben. Im 
Gegenzug verpflichteten sich Russland, die USA und Großbritannien, die Souveränität und 
territoriale Integrität dieser Staaten zu respektieren. Auch wenn manche (insbesondere die daraus 
Verpflichteten) heute dieses Memorandum als lose, unverbindliche Absichtserklärung sehen: Der 
Text spricht eine eindeutige Sprache („obligation“, „commitment“), und eine Verbindlichkeit ist auch 
aus dem historischen Kontext heraus offensichtlich: Wer würde schon seine stärksten 
Verteidigungsinstrumente abgeben im Gegenzug für ein paar wohlmeinende, aber unverbindliche 
Worte? 

NATO – Russland Grundakte 

Gleichzeitig wurde Russland Mitglied der „Partnership for Peace (PfP)“, einer Vereinigung aus NATO- 
und Nicht-NATO-Staaten – ein deutliches Signal für einen Abbau der Spannungen zwischen Ost und 
West. Diese Annäherung mündete in der NATO-Russland-Grundakte, die 1997 unterzeichnet wurde. 
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Darin sicherten die Unterzeichner einander (unter anderem) zu, die Souveränität und territoriale 

Unverletzlichkeit aller Staaten zu respektieren sowie jedem Staat die Wahl seiner 

sicherheitspolitischen Maßnahmen (wie z.B. Bündniszugehörigkeit) selbst zu überlassen. Dies waren 

eigentlich keine neuen Gedanken in der internationalen Politik, sondern eine Wiederholung der in der 

Schlussakte von Helsinki (1975) enthaltenen Grundsätze, denen auch die Sowjetunion schon 

zugestimmt hatte. 

All dies waren positive Signale, die hoffen ließen, dass Russland nun auf dem Weg Richtung Frieden, 

Demokratie und Marktwirtschaft war.  

Amtsantritt Putins – Ende der 90-er Jahre - Zerfall der Sowjetunion als „die größte geopolitische 

Katastrophe des Jahrhunderts“ 

Gegen Ende der 90er Jahre, mit dem Amtsantritt Putins, wurden in Russland jedoch die 

Zentralisierungstendenzen, die Stärkung des russischen Präsidenten und eine Suche nach 

Wiederherstellung des Status als Großmacht immer deutlicher. Putin selbst bezeichnete den Zerfall 

der Sowjetunion als „die größte geopolitische Katastrophe des Jahrhunderts“. 

Zahlreiche ehemalige Sowjetrepubliken und nunmehrige Nachbarn Russlands machten sich nun 

Sorgen um ihre militärische Sicherheit und Unabhängigkeit. Die NATO stellte für viele von ihnen eine 

attraktive Option dar und sie bemühten sich um Aufnahme. Und so traten ab 1999 zahlreiche 

ehemalige Vasallenstaaten der Sowjetunion und auch ehemalige Sowjetrepubliken der NATO bei.  

Angebliche Vereinbarung betreffend NATO-Osterweiterung 

Vereinzelt wird behauptet, dass die NATO und Russland 1990 vereinbart hätten, dass sich die NATO 

nicht in Richtung Osten erweitern würde. Diese Behauptung darf man getrost ins Reich der Legenden 

verweisen. Zwar gab es in Bezug auf die Wiedervereinigung Deutschlands die Zusage, dass bis zum 

finalen Abzug der sowjetischen Truppen keine NATO-Truppen in den östlichen Bundesländern 

stationiert würden. Aber weitergehende Zusagen, die über informelle Gedankenspiele hinausgingen, 

gab es nicht. Man muss sich auch vor Augen halten, dass zu diesem Zeitpunkt der Warschauer Pakt 

und die Sowjetunion noch existierten, eine Erweiterung der NATO in Richtung Osten also außerhalb 

der „Vorstellungswelt“ lag (O-Ton Außenminister der Sowjetunion, Edward Schewardnadse). Es ist 

zudem ausgesprochen naiv anzunehmen, dass eine solche Vereinbarung nicht schriftlich festgehalten 

worden wäre. Oder sollte man die russischen und westlichen Politiker wirklich für so unprofessionell 

halten?  

Vertraglich fixiert wurde hingegen (in der NATO-Russland-Grundakte 1997, s.o.) die Freiheit aller 

Staaten, souverän über ihre Sicherheitspolitik und Bündnisse entscheiden zu können. Und noch im 

Jahr 2005 bestätigte Putin in einem Interview mit dem französischen Fernsehsender France 3 auf die 

Frage nach seiner Position hinsichtlich der NATO-Annäherung diverser Nachbarstaaten Russlands: 

„Wir werden ihre Entscheidung respektieren, denn es ist ihr souveränes Recht, ihre eigene 

Verteidigungspolitik zu bestimmen, und dies wird die Beziehungen zwischen unseren Ländern nicht 

verschlechtern. Wie bereits erwähnt, bauen wir selbst unsere Beziehungen zur NATO aus.“ In der Tat 

dachte sogar Russland selbst kurzzeitig über einen NATO-Beitritt nach, stellte aber dann doch keinen 

Aufnahmeantrag. 

Abschied von westlichen und demokratischen Standards 

Man wird sich nun die Frage stellen, wieso Russland ab den 2000er-Jahren einen Weg einschlug, der 

es wieder von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Friedfertigkeit wegführte. Es gibt zahlreiche 

Analysen und Spekulationen, die mehr oder weniger plausibel sind. Manche sehen den Grund in 

Putins Erkenntnis, dass er und sein Gefolge in einem nach westlichen und demokratischen Standards 
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organisierten Russland nicht dasselbe Maß an Einfluss (und Reichtum) würden anhäufen und 

behalten können. Andere halten Russlands in den 90ern zur Schau gestellte Friedfertigkeit für reine 

Fassade, um materielle Hilfe vom Westen zu ergattern. Wieder andere sind der Meinung, dass 

Russland seine „großrussischen“ Ambitionen nie aufgegeben hätte und nur aus taktischen Gründen 

sich dem Westen zeitweise annäherte (und mit günstigen Rohstoffpreisen „anfixte“). Manche geben 

auch dem Westen die Schuld, weil er Russlands Sicherheitsinteressen zu wenig berücksichtigt habe.  

NATO – eine Bedrohung der russischen Sicherheit? 

Insbesondere der letzte Punkt verdient nähere Betrachtung. Stellt die Osterweiterung der NATO 

tatsächlich eine Bedrohung der russischen Sicherheit dar? Die militärischen Realitäten sprechen eine 

deutliche Sprache: Den insgesamt ca. 40.000 NATO-Soldaten in ganz Osteuropa stehen auf der 

russischen bzw. belarussischen Seite ca. 360.000 Soldaten gegenüber. Wer bei diesen 

Kräfteverhältnissen die NATO als Bedrohung für Russland sieht, der hat offensichtlich von 

militärstrategischen Realitäten keine Ahnung. 

Man muss auch noch einmal die Reihenfolge der Ereignisse hervorheben. Die NATO-Erweiterung 

erfolgte großteils, nachdem Russland außenpolitisch wieder die Muskeln spielen ließ und zu 

erkennen gab, dass es die Souveränität von Nachbarstaaten nicht respektiert. Sowohl die russischen 

Interventionen in Tschetschenien (s.o.) als auch in Südossetien/Abchasien brachten deutlich zum 

Ausdruck, dass sich Russland an die bestehenden Verträge und Verpflichtungen nicht gebunden 

fühlte. Kein Wunder also, dass sich der Schutzschirm der NATO in ganz Osteuropa zunehmender 

Beliebtheit erfreute. 

Was immer die Gründe für Russlands Entwicklung in den letzten 20 Jahren gewesen sein mögen, ob 

es einen dominanten Grund gab oder eine Kombination aus mehreren Gründen – Russland hat sich 

zunehmend zum „Schulhofschläger“ entwickelt. Zum Werkzeugkoffer gehören dabei nicht nur 

klassisch militärische Instrumente, sondern auch hybride Methoden wie die Manipulation von 

Sozialen Medien durch Armeen von Bots und Fake-Profilen. Und so hatte Russland Einfluss sowohl 

auf den BREXIT als auch auf die US-Wahlen. 

Ukrainisch-Russischer Freundschafts- und Flottenvertrag 1997 

Insbesondere in Bezug auf die Ukraine zeigt sich diese Entwicklung sehr klar. 1997 wurden ein 

Freundschaftsvertrag und ein Flottenvertrag zwischen beiden Ländern abgeschlossen, die die 

Grundlage für ein friedliches Miteinander bilden sollten. Dabei wurden die gegenseitige 

Respektierung der Souveränität zugesichert und die Rechte Russlands in Bezug auf die Nutzung der 

Krim durch die russische Flotte festgelegt. 

EU-Gegner Janukowitsch 2014 verjagt 

Alle diese Vereinbarungen erwiesen sich als Makulatur, als die ukrainische Bevölkerung sich 2014 

entschied, ihren Präsidenten Janukowitsch aus dem Amt (und dem Land) zu jagen, nachdem dieser 

auf russischen Druck hin die Annäherung an die EU gestoppt hatte. Wer in dieser Revolution nur eine 

verdeckte Operation westlicher Geheimdienste sieht (die genauso wie der russische Geheimdienst 

natürlich in der Ukraine aktiv waren), ignoriert die breite Unterstützung dieser Revolution durch die 

ukrainische Bevölkerung.  

Grüne Männchen, Separatisten und Geheimdienstler 

Kurze Zeit später übernahmen von russischen Geheimdienstlern organisierte Separatisten in der 

Ostukraine und russische Militäreinheiten ohne Hoheitsabzeichen auf der Krim die Kontrolle. Es 
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wurden dort Unabhängigkeitsreferenden abgehalten, die jedoch den internationalen Standards 

hinsichtlich Transparenz und Seriosität in keiner Weise entsprachen und daher international nicht 

anerkannt wurden. Russland kontrollierte diese Separatisten und deren Terrorregime, die dank der 

personellen und materiellen Unterstützung durch Russland der ukrainischen Armee standhalten 

konnten. All dies stellte eine eklatante Verletzung der ukrainischen Souveränität dar, die Russland 

vorher in diversen Verträgen anerkannt hatte. Die Behauptung, die „russische“ Bevölkerung der 

Ostukraine vor der ukrainischen Zentralregierung schützen zu müssen, war nichts als eine 

vorgeschobene Ausrede. Die Meinungsumfragen aus den Jahren bis 2014 sprechen eine deutliche 

Sprache: Nur ein ganz kleiner Teil der Bevölkerung wünschte sich einen Anschluss an Russland. Der 

Großteil der Bevölkerung war – wie schon 1991 bei der Abstimmung über die ukrainische 

Unabhängigkeit – für die Unabhängigkeit der Ukraine. Sprache ist eben nicht dasselbe wie 

Nationalität – eine Tatsache, die gerade Österreicher aus historischen Gründen sehr gut 

nachvollziehen können. 

Angriff Russlands auf die Ukraine 2022 

Die Minsker Abkommen (2014 und 2015) sollten zu einer Deeskalation führen, erwiesen sich aber als 

Totgeburt. Die Ukraine sollte zwar Wahlen in den besetzten Gebieten durchführen, hätte dazu aber 

die Kontrolle über die ukrainisch-russische Grenze zurückerlangen müssen. Auch ein Abzug aller 

ausländischer Kombattanten (also insbesondere Russen) war vorgesehen. Diese Voraussetzungen 

waren nicht gegeben, und folglich gab es auch keine Wahlen in den Gebieten.   

2022 folgte dann die volle Invasion Russlands in der Ukraine, die bis heute andauert. Aus dem 

anfänglichen „Blitzkrieg“ wurde eine zähe und langsame Operation, die den Mythos der 

schlagkräftigen russischen Streitkräfte völlig entzaubert hat. Mittlerweile ist es offensichtlich, dass 

Russland seine Ziele nicht erreichen wird, sondern im Gegenteil selbst massiven wirtschaftlichen und 

politischen Schaden erleidet. Daran ändert auch die Unterstützung Russlands durch Staaten wie 

Nordkorea und Iran nichts. 

Verhältnis der Freien Welt zu Russland 

Die Frage, wie sich in weiterer Folge das Verhältnis der freien Welt zu Russland gestaltet, hängt 

maßgeblich von der weiteren Entwicklung innerhalb Russlands ab.  

Wirtschaftlich gesehen wird Russland viele Jahre brauchen, um sich von den Schäden des durch ihn 

begonnen Krieges zu erholen. Eine Kriegswirtschaft mag zwar eine Steigerung der 

gesamtwirtschaftlichen Produktion zur Folge haben, aber dies geht nicht mit einem 

Wohlstandsgewinn einher. Denn die Produktion einer Granate hat zwar das Produktionsvolumen der 

Volkswirtschaft gesteigert, ihr Verbrauch führt aber nicht zu einer Steigerung der Lebensqualität der 

Bevölkerung. Eine Kriegswirtschaft verbraucht letztlich nur die Substanz. 

Die Frage ist, ob und wann der Punkt erreicht wird, an dem einerseits die russische Bevölkerung 

aufbegehrt, und andererseits die ethnischen Nichtrussen (Jakuten, Tschetschenen etc.) sich 

entscheiden, von ihrem Selbstbestimmungsrecht Gebrauch zu machen. Möglich ist auch ein Putsch 

der Oligarchen, die nicht länger zusehen wollen, wie Putin ihnen ihre Geschäfte zerstört. Und auch 

Putin selbst hat ein biologisches Ablaufdatum, und an ihm orientiert sich die gesamte Gesellschaft. 

China – die größere Bedrohung Russlands als das demokratische Europa? 

Leider verfügt Russland (im Gegensatz zur Ukraine) über keine effektive Zivilgesellschaft, die in der 

Lage ist, eine breite Bewegung zum Sturz der Regierung auf die Beine zu stellen. Allerdings macht sich 

China bereits daran, die östlichen Teile Russlands „heim ins Reich“ zu holen – zunächst über 

wirtschaftliche Abhängigkeiten, denen mit Sicherheit politische Maßnahmen folgen werden (Die 
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Landkarten mit chinesischen Bezeichnungen für Städte im Osten Russlands sind bereits gedruckt). Die 

Folgen eines solchen Zerfalls Russlands wären mit Sicherheit dramatisch. 

Gibt es eine Zukunft mit Russland? Ja, selbstverständlich! Aber es muss ein Russland sein, das sich 

von seinen aggressiven, expansionistischen Tendenzen verabschiedet hat, so wie es Deutschland nach 

1945 getan hat. Ein solches Szenario wäre eine Win-Win-Situation für alle Beteiligten. 
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